
Bundessozialgericht

— 9 RV 94/76 -

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

g e g e n

0010... ...... an...-no....au...-n...... oooooooooo 0.0.0.1

Beklagter und Revisionskläger.

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am

24. Januar 1979 ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Die Urteile des Bayerischen Landessozialgerichts

vom 6. Oktober 4976 und des Sozialgerichts München

vom 21. November 4974 werden aufgehoben. Die Klage

wird abgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Der Beschädigte F «H D (D.) bezieht

Versorgungsgrundrente nach einer Minderung der Erwerbs—

fähigkeit (MdB) um 50 vH. Seit Mitte der fünfziger Jahre

hatte er keinen festen Wohnsitz. Wegen einer Alkohol—

psychose, die am 11. November 1968 während eines

Krankenhausaufenthalts auftrat, kam er nach dem

Bayerischen Gesetz über die Verwahrung geisteskranker,

geistesschwacher, rauschgift- oder alkoholsüchtiger Per—

sonen (Verwahrungsgesetz) vom 50. April 1952 (GVBl 165;
Bay BS I 455)

— VerwahrG - in das Nervenkrankenhaus des

Klägers in H bei N'
. Dort blieb er bis zum

10. Februar 1969. Die Entlassungsdiagnose lautete

"Zustand nach Alkoholdelir bei Alkoholismus". Die Kosten

— einschließlich der Transportkosten — in Höhe von
2.020,44 DM trug der Kläger. Das Versorgungsamt lehnte

eine Übernahme zu Lasten des Bundes ab. Der im März 1972

erhobenen Klage gab das Sozialgericht (SG) statt (Urteil

vom 21. November 1974). Das Landessozialgericht (LSG) hat

die Berufung des Beklagten zurückgewiesen (Urteil vom
6. Oktober 1976): Der Kläger habe einen Ausgleichsanspruch

gegen den Beklagten wegen der Kosten, die er an dessen

Stelle getragen habe. D. könne als Schwerbeschädigter

nach 5 10 Abs 2 Bundesversorgungsgesetz (BVG) vom Be—

klagten Heilbehandlung auch wegen Gesundheitsstörungen,

die nicht als Schädigungsfolgen anerkannt seien, verlangen.

Eine stationäre Behandlung wegen des Alkoholdelirs als

einer Krankheit im Sinne der Reichsversicherungsordnung
(EVO) sei ungeachtet der Unterbringung nach dem VerwahrG

notwendig gewesen. Der Anspruch des Beschädigten sei nicht

nach 5 10 Abs 5 Buchst c BVG ausgeschlossen, denn die Heil—

behandlung sei nicht nach 5 107 Gesetz über Arbeits-

vermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) in der

_}-
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damals geltenden Fassung als einem "anderen Gesetz" sicher—

gestellt gewesen. Nach dieser Vorschrift sei nur der Be—

zieher von Arbeitslosengeld (Alg) oder Arbeitslosenhilfe
für den Fall der Krankheit versichert. D. habe solche

Leistungen nicht erhalten und auch keinen realisierbaren An—

spruch darauf gehabt. Er sei weder arbeitslos gewesen
(5 75 AVAVG), noch habe er der Arbeitsvermittlung zur Ver—

lfügung gestanden (@ 76 AVAVG). Vielmehr sei er im Bundes—
gebiet und teilweise im Ausland umhergezogen, habe nicht die

Absicht gehabt, fortdauernd eine Berufstätigkeit auszuüben

und damit berufsmäßig, dh unter den üblichen Bedingungen des

Arbeitsmarktes in der Hauptsache als Arbeitnehmer tätig zu
sein. Im übrigen sei er seit den fünfziger Jahren dem Alkohol

verfallen, was 4968 zum Alkoholdelir geführt habe. Damit

lkönne er nicht demjenigen gleichgeachtet werden, der einen An—

spruch auf Alg durch Verletzung der Meldepflicht verliere.

Sonst werde in den Vorschriften über die Heilbehandlung nicht

auf das Verhalten des Beschädigten abgestellt mit der Folge,

daß er bei einem Untätigbleiben so angesehen werde, als ob

der Anspruch anderweitig sichergestellt sei. Entsprechende

_
Grundsätze, die zur Versagung der Ausgleichsrente führen

könnten, ließen sich hier nicht analog anwenden.

Der Beklagte hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt.

Der Beschädigte D. habe sich freiwillig des Kranken—

versicherungsschutzes nach @ 407 AVAVG begeben; er habe sich

nicht sachgerecht verhalten, indem er sich nicht arbeitslos

gemeldet habe. Daher müsse er so behandelt werden, als ob er

nach dieser Vorschrift einen Anspruch auf Heilbehandlung habe.

In jedem Fall sei der Kläger nach dem Bundessozialhilfe—

gesetz (BSHG) zur Leistung verpflichtet gewesen.

Der Beklagte beantragt,

die Urteile des Landessozialgerichts und des

Sozialgerichts aufzuheben und die Klage

abzuweisen.
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Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er bezieht sich auf das angefochtene Urteil.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die Revision des Beklagten ist begründet. Zu Unrecht hat

das SG der Klage stattgegeben und das LSG dieses Urteil

bestätigt.

Der klagende Bezirk, eine Gebietskörperschaft, die über-

örtlicher Sozialhilfeträger ist, hat kraft gesetzlicher

Verpflichtung die Kosten der Zwangsunterbringung des D.

in seinem eigenen Nervenkrankenhaus getragen (Art 10 Abs 1

Satz 1 VerwahrG; Bezirksordnung vom 27. Juli 1955

- Bay BS I 529 —; 5 100 Abs 1 Nr 1, 5 159 Abs 2 BSHG

vom 50. Juni 1961 — BGBl I 815/24„Mai 1968 — BGBl I 505,

519; Bayerisches Ausführungsgesetz vom 26. Oktober 1962

— GVBI 272); dazu gehörten auch die Kosten der ärztlichen

Behandlung (Art 6 VerwahrG; BayVerf0H, BayVGHE nF 10,

II. Teil, 101). Der Kläger war lediglich unbeschadet der
endgültigen Kostenpflicht der verwahrten Person oder

anderer zu dieser Leistung verpflichtet (Begründung des

Gesetzentwurfes - Bayerischer Landtag — 2.Legislatur-

periode, 1951/52, Beilage 1985, S 7; vgl auch 5 21 b

Reichsfürsorgepflichtverordnung, worauf @ 10 VerwahrG

zurückgeht «; Bayerischer VGH, Bayerische Verwaltungs—

blätter 1966, 395). Seinen Ersatzanspruch im Sinne eines

Abwälzungsanspruchs stützt er auf einen allgemeinen Rechts—

grundsatz des öffentlichen Rechts, wonach eine öffentliche

Leistung auszugleichen ist, falls sie der Träger anstelle
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_5_.

einer anderen, stärker oder allein verpflichteten Ver—

waltung erbracht hat (BSG SozR Nr 5 zu € 59 AVAVG; BSGE 57,

255, 257 : SozR 5400 € 48 c Nr 4; BSGE 44, 257, 259 =
SozR 5940 5 90 Nr 2; BSGE 42, 455f : SozR 5400 5 40 Nr 7;

BSG SozR 2200 5 559 Nr 45; 5 584 Nr 26; 5 548 Nr 42). Die
Beteiligten streiten über diese Voraussetzung, ob nämlich der

Beklagte als Träger der Kriegsopferversorgung (KGV) gegen—
über D., einem Schwerbeschädigten, nach 5 40 Abs 2 iVm 5 44

Abs 4 Satz 4 Nr 4, Sätze 2 und 5 BVG idF des 5. Neuordnungs—

gesetzes — 5. NOG — (Bekanntmachung vom 20. Januar 4967 —
BGBl I 444) zur stationären Heilbehandlung wegen Alkohol—
deliriums als einer Krankheit, die keine Schädigungsfolge war,

ungeachtet der Zwangseinweisung v o r r a n g i g vor dem

Kläger verpflichtet war (vgl BSG SozR Nr 4 zu 5 42 BVG), ob

insbesondere die Behandlung nicht nach 5 407 AVAVG (idF vom

40. März 4967 — BGBl I 266 —) sichergestellt war und deshalb

ein Anspruch des D. nicht nach @ 40 Abs 5 Buchst 0 BVG ent—

fiel. Dies kann aber dahingestellt bleiben. Ein allgemeiner

Ersatzanspruch des Klägers nach einem nicht gesetzlich ge—

regelten Rechtsgrundsatz ist allein schon durch die gesetz-

liche Überleitungsmöglichkeit gemäß 5 90 BSHG ausgeschlossen.

Auf eine solche Überleitung stützt der Kläger sein Begehren

nicht; dafür fehlt außer einer Anzeige die Wahrnehmung der

Rechte des D. als Versorgungsberechtigtem nach dem BVG iVm

dem Gesetz über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopfer—

versorgung (BSG SozR Nr 47 zu 5 449 SGG; BSGE 44, 258 f)-

Der Kläger hätte jedoch nach 5 90 Abs 4 Satz 4 BSHG durch

schriftliche Anzeige an den Beklagten als eine Verwaltung,

gegen die D., der Hilfeempfänger, für die Zeit der Hilfe—

leistung einen Versorgungsanspruch gehabt haben könnte, be—

wirken können, daß diese Forderung aus dem BVG auf den Kläger

übergeht. Diese Vorschrift des Sozialhilferechts gilt für den

vorliegenden Fall unmittelbar, sofern der Kläger den D. nach

dem BSHG unterstützt hat (dazu Knopp/Fichtner/Kobus, BSHG,

5. Aufl 4974, 5 400, Rz 5, Nr 7, Rz 4), sonst kraft der
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Verweisung des Art 40 Abs 4 Satz 2 VerwahrG auf die

sozialhilferechtlichen Vorschriften (vgl 5 459 Abs 4 BSHG)

über die Anstaltsunterbringung von hilfsbedürftigen

Geisteskranken; diese Verweisung ist nicht auf die Spezial—

regelungen des BSHG für diese Art von Sozialhilfe be-

schränkt. Das Revisionsgericht darf im Rahmen dieser

rechtlichen Vorfrage, ungeachtet des 5 462 Sozialgerichts—

gesetz (SGG), die landesrechtliche Vorschrift des 5 40

VerwahrG auslegen, weil diese inhaltlich wenigstens mit

dem entsprechenden Recht in einem anderen LSG—Bezirk

(vgl die einschlägigen Landesgesetze bei Saage/Göppinger,

Freiheitsentziéhung und Unterbringung, 2.Aufl 4975, III,

957 u. S. 722) übereinstimmt (BSGE 5, 77, 80) und weil das

Berufungsgericht sie übersehen hat (BSGE 7, 422, 425).

Die Sondervorschrift des % 90 BSHG über einen Ersatzan—

spruch des Sozialhilfeträgers, die als einzige aus diesem

Gesetz für den gegenwärtigen Fall in Betracht kommt,

schließt nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs—

gerichts —BVerwG- (FEVS 45-4968—, 244,245 f = DÖV 4968,

254; zustimmend Gottschick/Giese, BSHG,6.AUf1 4977, 5 90,

Rz 2.2; Schellhorn/Jirasek/Seipp, RSHG,9.Aufl 4977, 5 90,

Rz 40) sowie des 7. Senats des Bundessozialgerichts

—BSG—(BSGE 44, 257, 259 f; Urteil vom 40. 0ktober 4978

— 7 RAr 66/77 \ der sich der 42. Senat angeschlossen hat

(Urteil vom 26. Mai 4976 — 42/7 RAr 70/75, Bericht in

Soziale Sicherheit 4976, 549), einen Abwälzungsanspruch
nach einem allgemeinen Rechtsgrundsatz aus. Das folge - so
das Bundesverwaltungsgericht — aus dem kodifikatorischen

Charakter der Spezialvorschriften des BSHG über Ersatz—

ansprüche. Außerhalb ihres Wirkungsbereiches könne ein

Sozialhilfeträger, der mit einer Hilfeleistung eine eigen—

ständige Rechtspflicht kompetenzmäßig erfülle (vgl dazu

BVerwGE 48,224 bezüglich der Unterbringung in Vollzug eines

Strafurteils; BVerwG FEVS 24 -4975 — 4,4 : Buchholz 456.0

5 90 Nr 6), keinen Ersatz nach dem Grundsatz der Subsidi—

arität (@ 2 Abs 4 BSHG) von einer anderen Verwaltung

..‘7-
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verlangen. Das soll auch nicht kraft Abtretung möglich

sein (BVerwGE 44, 246; BVerwG Buchholz 258.94 Nr 4 BhV Nr 4;

258.94 Nr 2 BhV Nr 4).

Dieser Rechtsprechung schließt sich der erkennende Senat aus
den dargelegten Gründen an, und zwar auch für Fälle einer

stationären Krankenhausbehandlung, die bereits das BVerwG

diesem Rechtsgrundsatz unterworfen hat. Der Senat weicht da—

durch von dem vom BVerwG (in den letztgenannten Urteilen)
sowie vom 7. und vom 42. Senat des BSG nicht beachteten Ur-

teil des 40. Senats vom 46. März 4972 — 40 RV 594/70 —
(vollständig abgedruckt in FEVS 49, 464) ab, wonach ein
Sozialhilfeträger gegenüber dem Träger der KGV einen allge—

meinen Ersatzanspruch der auch in diesem Verfahren um—
strittenen Art selbst dann geltend machen kann, wenn er von

einer Überleitung abgesehen hat. Der 40. Senat hat erwogen,

daß ein Anspruch auf Krankenbehandlung als höchstpersönlicher

und als solcher auf eine Sachleistung überhaupt nicht über—

geleitet werden könne, hat dies aber nicht entschieden und

also nicht aus diesem Grund die rechtliche Möglichkeit eines

allgemeinen Ersatzanspruches als gerechtfertigt angesehen.

Seine Entscheidung betraf aber - ebenso wie schon das Urteil

des BVerwG in FEVS 45, 244 - einen gleichen Fall wie den gegen-

wärtigen, und zwar eine stationäre Krankenhausbehandlung, zu—

dem ebenfalls eine solche während einer Zwangsunterbringung

nach dem Bayerischen VerwahrG in einer Heil- und Pflegeanstalt.

Der erkennende Senat braucht in diesem Zusammenhang nicht ab—

schließend zu entscheiden, ob der Anspruch des Beschädigten D.

auf Krankenbehandlung gegen die Versorgungsverwaltung nach den

Umständen dieses Notfalles durch eine Forderung auf Auf—

wendungsersatz in Geld ablösbar gewesen wäre (55 48, 44 Abs 4

Satz 5 BVG, @@ 482 und 484 EVO; dazu Peters, Handbuch der

Krankenversicherung, Band II, 2, 47.Aufl, @ 484, Anm 5, b,

cc mwN), anderenfalls aber überhaupt nicht nach 5 90 BSHG

übergeleitet werden könnte. Für diesen zweiten Fall gilt
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folgendes: Entweder schließt die Überleitungsvorschrift

des % 90 BSHG als ausschließliche Regelung schlechthin

einen allgemeinen Ersatzanspruch aus. Oder für eine Über—

leitungsmöglichkeit, die doch gegeben sein müßte, genügt

es, daß Ansprüche dieser Art gegen die verpflichtete Ver—

waltung überhaupt - unter bestimmten Voraussetzungen — in

Geldforderungen umgewandelt werden können, wie das allge—

mein für Natural— und Sachleistungen — auch soweit sie

durch familiäre Beziehungen zwischen Verpflichtetem und

Berechtigtem geprägt sind - angenommen wird (Grigat,

Zeitschrift für das Fürsorgewesen 1964, 68; Jehle/Schmitt,

Sozialhilferecht, 4. Aufl, 1977, 5 90, Anm 5, c mwN).

Die Überleitung läßt freilich die von ihr erfaßte For—
derung des Hilfeempfängers rechtlich unverändert (BVerwG

Buchholz 258.91 Nr 44 BhV Nrn 5 und 4; von Maydell,

Zentralblatt für Sozialversicherung, Sozialhilfe und Ver—

sorgung 4965, 202, 205; Mergler/Zink, BSHG, 2. Aufl 1975,

5 90, Anm 56). Ungeachtet dessen ist ein Anspruch auf
stationäre Behandlung grundsätzlich überleitungsfähig.

Dies ergibt sich, abgesehen von der grundsätzlichen

Umwandelbarkeit in einen Geldanspruch, aus 5 90 Abs 4

Satz 4 BSHG. Nach dieser Vorschrift wird der Forderungs—

übergang nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Anspruch

des Hilfeempfängers nicht übertragen, verpfändet oder

gepfändet werden kann, was für den BVG—Anspruch auf Heil—

oder Krankenbehandlung zutreffen dürfte (55 67 bis 70 BVG

in der damaligen Fassung). Dementsprechend ließ % 67

Abs 1 Satz 2 BVG ausdrücklich @ 90 BSHG unberührt. Der

Sozialhilfeträger als eine Verwaltung könnte allerdings

naturgemäß nicht die gleiche Leistung — eine stationäre

Unterbringung in einem Krankenhaus, verbunden mit ärzt—

licher Behandlung, medizinischer Pflege sowie Versorgung

mit Arznei-, Verband- und Heilmitteln — für sich selbst —
ebenso wie der Beschädigte — verlangen. Zudem hätte der

Beklagte diese Leistung nicht als versorgungsrechtliche
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nochmals zu gewähren; denn der Beschädigte ist infolge der

Vorleistung des Klägers nicht mehr in solcher Weise heil-

behandlungsbedürftig. GleichWOhl spräche zusätzlich für eine

Überleitungsfähigkeit, falls nur diese einen allgemeinen

Ersatzanspruch ausschlösse, die besondere Art und Weise der

Beziehungen, die die beiden beteiligten Verwaltungen zu der

Krankenhausbehandlung haben. Der Beklagte hätte im Verhältnis

zu dem Beschädigten D. nicht etwa als Verwaltungsträger die

einzelnen Heil— und Pflegemaßnahmen unmittelbar in Natur zu
erbringen, vielmehr die Sach— und Dienstleistungen, die die

stationäre Heilbehandlung ausmachen, zu "gewähren", dh zur
Verfügung zu stellen (5 48c Abs 4 BVG, Nr 1 der Verwaltungs—

vorschriften), mithin praktisch die finanziellen Aufwendungen

für diese geldwerten Leistungen zu tragen. Wenn er erst auf—

grund einer Überleitung den Heilbehandlungsanspruch gegenüber

dem Kläger erfüllte, brauchte er im Ergebnis finanziell nicht

mehr und nichts anderes zu erbringen, als was er für den

Versorgungsberechtigten hätte aufwenden müssen. Hiernach

stellt sich für einen solchen Leistungsträger, der im Weg

der Überleitung in Anspruch genommen wird, seine Verpflichtung

aus einem Heilbehandlungsanspruch ebenso als Aufwendung von

Geld der wie bei einer Zuwendung dieser Leistung an den

Versorgungsberechtigten selbst. Diese Erfüllung verändert sich

nicht wesentlich, wenn sie infolge der Überleitung von einer
anderen Verwaltung verlangt werden kann. Der einzige Unter—

schied ist nicht derart bedeutsam, daß er eine Überleitung un—

möglich machte; der Versorgungsträger hat nicht mehr — wie bei

originärer Leistung an den Versorgungsberechtigten — den

Personal— und Sachaufwand in einer von ihm betriebenen oder

beauftragten Anstalt bereitzustellen oder zu gewährleisten und

im Ergebnis zu finanzieren, sondern die Aufwendungen des Soziäb-

hilfeträgers für denselben Zweck zu ersetzen. Schließlich steht

die Vorleistung des Klägers, die die Behandlungsbedürftigkeit

des D. beseitigt hat, gerade nicht einer Überleitung entgegen.

Sonst wäre in all den Fällen, in denen der überzuleitende Geld—

anspruch von einem Bedarf abhängt, den die Sozialhilfe bereits

abgedeckt hat, die Befriedigung nach 5 90 BSHG entgegen dem

_ 40 _
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Zweck dieser Vorschrift allgemein ausgeschlossen. Der

Rechtsvorgang soll aber gerade verhindern, daß der im Ver—

hältnis zum Sozialhilfeträger stärker verpflichtete Schuld—

ner durch die Hilfeleistung von seiner Verpflichtung be—

freit wird. Dieser andere Schuldner soll trotz der Vor—

leistung das aufwenden, was ihn belastet hätte, falls der

im Ergebnis zu entlastende Sozialhilfeträger nicht — vor—

läufig — eingesprungen wäre.

Wegen der Abweichung von der Entscheidung des 40. Senats

braucht der Große Senat nicht angerufen zu werden; denn

der 10. Senat ist für Ersatzstreitigkeiten dieser Art

nicht mehr zuständig.

Nach alledem istdie Klage allein aus vorstehenden Gründen
abzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 Abs 4 SGG.
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